
Amtsblatt
der Stadt Monheim 
und der Verwaltungs- 
gemeinschaft Monheim
Herausgeber: Stadt Monheim 
und Verwaltungsgemeinschft 
Monheim 
Telefon 0 90 91/90 91- 0 
Telefax 0 90 91/90 91- 44 
E-Mail: info@monheim-bayern.de 
Internet: 
http://www.monheim-bayern.de 
Satz: 
Medienzentrum Augsburg GmbH 
Erscheint nach Bedarf

Nr. 50� Samstag, 15. Dezember 2018

Nr. 1	 Vollzug des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) 
und des Bayer. Wasserge-
setzes (BayWG); Wasser-
rechtliche Erlaubnis 
für die Einleitung von 
Niederschlagswasser 
aus dem Industriegebiet 
„Südlich der Wemdinger 
Straße“ in Monheim in 
den Monheimer Bach, 
auf dem Grundstück 
Fl.-Nr. 1854 der 
Gemarkung Flotzheim, 
durch die Stadt Monheim

Das Landratsamt Donau-Ries hat 
in der vorgenannten Angelegenheit 
einen Bescheid erlassen.

Gemäß Art. 74 Abs. 4 des Ba-
yerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes liegen der Bescheid des 
Landratsamtes Donau-Ries vom 
27.11.2018, Gesch.-Nr. 42-64-
11/2.93 sowie die dem Bescheid zu-
grunde liegenden Pläne in der Zeit 
vom 17. Dezember mit 31. De-
zember 2018 in der Geschäftsstelle 
der Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim, Rathaus, Zimmer Nr. 106, 
während der allgemeinen Geschäfts-
zeiten zur Einsicht aus.

Es wird darauf hingewiesen, dass 
mit Ende der Auslegungsfrist der Be-
schluss gegenüber den übrigen Be-
troffenen als zugestellt gilt.

Günther Pfefferer 
Erster Bürgermeister

Nr. 1	 5. Änderungssatzung der 
Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Wasserab-
gabesatzung der Stadt 
Monheim (BGS-WAS)

Aufgrund des Art. 5, 8 und 9 des 
Kommunalabgabengesetzes -KAG- 
(BayRS 2024-1-I) erlässt die Stadt 
Monheim folgende 5. Änderungs-
satzung der Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Wasserabgabesatzung 
der Stadt Monheim (BGS-WAS):

§ 1
§ 10 Abs. 3 wird wie folgt geän-

dert:
Die Gebühr beträgt 1,12 € netto 

pro Kubikmeter entnommenen Was-
sers.

§ 2
Diese Satzung tritt mit Wirkung 

vom 01.01.2019 in Kraft.
Monheim, 28.11.2018
STADT

Pfefferer
Erster Bürgermeister

Nr. 2	 Änderung des Straßenbe-
standsverzeichnisses 
Widmung der Stichstraße 
„Breitenweg“, Fl.-Nr. 
439/1, Gmk. Rehau

Die o. g. Stichstraße wird von der 
Einmündung der Straße „Breiten-
weg“, Fl.-Nr. 438/9 bis zur Westsei-
te des Wendehammers von Fl.-Nr. 
439/1 mit einer Länge von 96 m 
zur Ortsstraße „Breitenweg“ gewid-
met gemäß Art. 6 und Art. 46 Nr. 2 
BayStrWG.

Träger der Straßenbaulast ist die 
Stadt Monheim.

Maßgebend für die Widmung  
sind die einschlägigen Artikel des Ba-
yer. Straßen- und Wegegesetzes so-
wie der Beschluss des Stadtrates vom 
11.12.2018. Die Verfügung hierzu 
kann während der üblichen Besuchs-
zeiten in der Geschäftsstelle der Ver-
waltungsgemeinschaft Monheim, 
Marktplatz 23, 86653 Monheim, 
Zimmer-Nr. 107 vom 17.12.2018 
bis 04.02.2019 eingesehen werden. 
Nach dieser Auslegungsfrist wird die 
genannte Verfügung unanfechtbar.
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Widmung kann Klage 
erhoben werden. Die Klage ist inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe 
bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in Augsburg, Postfachanschrift: 

Postfach 11 23 24, 86048 Augsburg, 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 
86152 Augsburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
zu erheben. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Stadt Mon-
heim) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll ei-
nen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, die angefochtene Widmung 
soll in Urschrift oder Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und al-
len Schriftsätzen sollen Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Eine elektronische Klageerhebung 
nach Maßgabe des § 55 a VwGO ist 
zulässig. Hierfür gelten die der Inter-
netpräsenz der Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) zu 
entnehmenden Bedingungen.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung:
– Durch das Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22.06.2007 (GVBl S. 390) wur-
de das Widerspruchsverfahren im 
Bereich des Straßen- und Wege-
rechtes abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen 
Bescheid Widerspruch einzulegen.

– Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen!

– Kraft Bundesrechts ist bei Rechts-
schutzanträgen zum Verwaltungs-
gericht seit 01.07.2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss 
zu entrichten.

Nr. 3	 Freiwilliger Landtausch 
Warching 1 
Stadt Monheim, 
Landkreis Donau-Ries

Das Amt für Ländliche Entwick-
lung Schwaben hat am 03.12.2018 
in der Gemarkung 6913 Warching ei-
nen freiwilligen Landtausch nach §§ 
103a – 103i des Flurbereinigungsge-
setzes –FlurbG- angeordnet. An dem 
Verfahren sind die Flurstücke 275, 
309 und 311 Gemarkung Warching 
beteiligt.

Inhaber von Rechten, die nicht 
aus dem Grundbuch ersichtlich sind, 
aber von dem freiwilligen Land-
tausch betroffen werden, werden 
aufgefordert, diese Rechte innerhalb 
von drei Monaten –gerechnet vom 
ersten Tag dieser Bekanntmachung– 
beim Amt für Ländliche Entwick-
lung Schwaben, Dr.-Rothermel-Str. 
12, Postfach 11 63, 86369 Krum-
bach (Schwaben) anzumelden. Die 
Rechte sind auf Verlangen des Amtes 
für Ländliche Entwicklung Schwa-
ben innerhalb einer von diesem zu 
setzenden weiteren Frist nachzuwei-
sen.

Werden Rechte erst nach Ab-
lauf der vorbezeichneten Frist an-
gemeldet oder nachgewiesen, kann 
das Amt für Ländliche Entwicklung 
Schwaben die bisherigen Verhand-
lungen und Festsetzungen gelten 
lassen.
Krumbach, 07.12.2018

Gez. 
K. Kneißl 

Techn. Amtsrätin

Nr. 4	 Erdabfuhrplatz in 
Monheim

Der Erdabfuhrplatz ist bis Ende 
März 2019 geschlossen.

Nr. 5	 Grünabfallsammelplatz 
Monheim

Der Grünabfallsammelplatz an 
der Nürnberger Straße ist bis Febru-
ar am Samstag von 9:00 bis 12:00 
Uhr geöffnet.

Nähere Informationen erhalten 
Sie auch unter www.awv-nord-
schwaben.de.

Nr. 6	 Recyclinghof
Der Recyclinghof an der Nürnber-

ger Straße ist bis Februar am Sams-
tag von 9:00 bis 12:00 Uhr geöffnet.

Es werden sowohl Sperrmüll als 
auch Kühlgeräte angenommen.

Die dafür anfallenden Gebühren 
sind sofort zu entrichten.

Nähere Informationen erhalten 
Sie auch unter www.awv-nord-
schwaben.de.

Günther Pfefferer 
Erster Bürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim (Stadt Monheim sowie die 
Gemeinden Buchdorf, Daiting, 

Rögling und Tagmersheim)

A) �VERWALTUNGSGEMEIN-
SCHAFT MONHEIM

Nr. 1	 Sitzung der Gemein-
schaftsversammlung der 
Verwaltungsgemeinschaft 
Monheim

Am Mittwoch, 19. Dezember 
2018, 19.00 Uhr findet im Gemein-
dehaus in Tagmersheim die Sit-
zung der Gemeinschaftsversamm-
lung der VG Monheim statt.
TAGESORDNUNG:
1.	Vorlage der vorläufigen Jahres-

rechnung 2018
2.	Haushalt für das Jahr 2019
a) Beschlussfassung über die Fest-

setzung der Umlagenbeträge 2019
b) Erlass der Haushaltssatzung mit 

Haushalts- und Stellenplan
3.	Finanz- und Investitionsplan 

2018-2022
4.	Vorlage der Niederschrift über die 

örtliche Rechnungsprüfung mit 
Feststellung und Entlastung der 
Jahresrechnungen 2014 bis 2017

5.	Rückblick 40 Jahre Verwaltungs-
gemeinschaft Monheim

anschließend nichtöffentliche 
Sitzung

Nr. 2	 Steuer-/ Abgabenamt und 
Kasse

Sofern Sie Ihren Wasserzähler-
stand noch nicht mitgeteilt haben, 
bitten wir Sie, diesen möglichst um-
gehend, spätestens jedoch bis zum 
27.12.2018 nach zu melden. Spä-
ter eingehende Stände können leider 
nicht mehr berücksichtigt werden 
und müssen daher für die Jahresab-
rechnung geschätzt werden.

Wir bitten um Kenntnisnahme, 
Beachtung und Verständnis, dass die 
Kasse und das Steuer-/ Abgabenamt 
wegen der Jahresumstellung am 21. 
und 27. Dezember 2018 geschlos-
sen sind.

Nr. 3	 Gemeinsame Bekannt-
machungen

Auf die Gemeinsamen Bekannt-
machungen wird verwiesen.

Vellinger 
Erster Vorsitzender

B) �GEMEINDE 
TAGMERSHEIM

Nr. 1	 Verordnung über 
die Reinhaltung und 
Reinigung der öffent-
lichen Straßen und 
die Sicherung der 
Gehbahnen im Winter 
(Reinigungs- und 
Sicherungsverordnung) 
– in der Gemeinde 
Tagmersheim –

Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 
5 des Bayerischen Straßen- und We-
gegesetzes (BayStrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. 
Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zu-
letzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 375), 
erlässt die Gemeinde Tagmersheim 
folgende Verordnung:

Allgemeine Vorschriften
§ 1

Inhalt der Verordnung 
Diese Verordnung regelt Inhalt 

und Umfang der Reinhaltungs-, Rei-
nigungs- und Sicherungspflichten 
auf den öffentlichen Straßen in der 
Gemeinde Tagmersheim.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Öffentliche Straßen, Geh-
bahnen, geschlossene Ortslage 
(1) Öffentliche Straßen im Sinne 

dieser Verordnung sind alle dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmeten Stra-
ßen, Wege und Plätze mit ihren Be-
standteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 
1 BayStrWG oder des § 1 Abs. 4 Nr. 
1 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der jeweiligen Fassung. 
Hierzu gehören insbesondere die 
Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, 
Rand- und Sicherheitsstreifen, die 
Geh- und Radwege, die gemein-
samen Geh- und Radwege und die 
der Straße dienenden Gräben, Bö-
schungen, Stützmauern und Grün-
streifen. Die Bundesautobahnen 
sind keine öffentlichen Straßen im 
Sinne dieser Verordnung.

(2) Gehbahnen sind 
a) die für den Fußgängerverkehr 

bestimmten, befestigten und abge-
grenzten Teile der öffentlichen Stra-
ßen (insbesondere Gehwege sowie 
gemeinsame Geh- und Radwege) 
und die selbstständigen Gehwege 
sowie die selbstständigen gemein-
samen Geh- und Radwege oder

b) in Ermangelung einer solchen 
Befestigung oder Abgrenzung, die 
dem Fußgängerverkehr dienenden 
Teile am Rande der öffentlichen 
Straßen in einer Breite von 1 Meter 
gemessen vom begehbaren Straßen-
rand aus. 

(3) Geschlossene Ortslage ist der 
Teil des Gemeindegebiets, der in ge-
schlossener oder offener Bauweise 
zusammenhängend bebaut ist. Ein-
zelne unbebaute Grundstücke, zur 
Bebauung ungeeignetes oder ihr ent-
zogenes Gelände oder einseitige Be-
bauung unterbrechen den Zusam-
menhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
und 3 BayStrWG). 

Reinhaltung der öffentlichen 
Straßen

§ 3
Verbote

(1) Zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Reinlichkeit ist es unter-
sagt, öffentliche Straßen mehr als 
nach den Umständen unvermeidbar 
zu verunreinigen oder verunreinigen 
zu lassen.

(2) Insbesondere ist es verboten, 
a)	 auf öffentlichen Straßen 

Putz- oder Waschwasser, Jauche oder 
sonstige verunreinigende Flüssig-
keiten auszuschütten oder ausflie-
ßen zu lassen, Fahrzeuge, Maschi-
nen oder sonstige Geräte zu säubern, 
Tierfutter auszubringen;

b) Gehwege durch Tiere verunrei-
nigen zu lassen;

c) Steine, Bauschutt, Holz, 
Schrott, Gerümpel, Verpackungen, 
Behältnisse sowie Eis und Schnee 

1. auf öffentlichen Straßen abzula-
den, abzustellen oder zu lagern,

2. neben öffentlichen Straßen ab-
zuladen, abzustellen oder zu lagern, 
wenn dadurch die Straßen verunrei-
nigt werden können,

3. in Abflussrinnen, Kanaleinlauf-
schächte, Durchlässe oder offene 
Abzugsgräben der öffentlichen Stra-
ßen zu schütten oder einzubringen.

(3) Das Abfallrecht bleibt unbe-
rührt. 
Reinigung der öffentlichen Stra-

ßen
§ 4 

Reinigungspflicht
(1) Zur Aufrechterhaltung der öf-

fentlichen Reinlichkeit haben die Ei-
gentümer und die zur Nutzung ding-
lich Berechtigten von Grundstücken, 
die innerhalb der geschlossenen 
Ortslage an öffentlichen Straßen an-
grenzen (Vorderlieger) oder über 
diese öffentlichen Straßen mittelbar 
erschlossen werden (Hinterlieger), 
die in § 6 bestimmten Reinigungsflä-
chen gemeinsam auf eigene Kosten 
zu reinigen. Grundstücke werden 
über diejenigen Straßen mittelbar 
erschlossen, zu denen über dazwi-
schenliegende Grundstücke in recht-
lich zulässiger Weise Zugang oder 
Zufahrt genommen werden darf. 

(2) Grenzt ein Grundstück an 
mehrere öffentliche Straßen an 
oder wird es über mehrere derartige 
Straßen mittelbar erschlossen oder 
grenzt es an eine derartige Straße an, 
während es über eine andere mittel-
bar erschlossen wird, so besteht die 
Verpflichtung für jede dieser Stra-
ßen. 

(3) Die Vorderlieger brauchen eine 
öffentliche Straße nicht zu reinigen, 
zu der sie aus tatsächlichen oder aus 
rechtlichen Gründen keinen Zugang 
und keine Zufahrt nehmen können 
und die von ihrem Grundstück aus 
nur unerheblich verschmutzt werden 
kann. 

(4) Keine Reinigungspflicht trifft 
ferner die Vorder- oder Hinterlieger, 
deren Grundstücke einem öffentli-
chen Verkehr gewidmet sind, soweit 
auf diesen Grundstücken keine Ge-
bäude stehen. 

(5) Zur Nutzung dinglich Berech-
tigte im Sinne des Absatzes 1 sind 
die Erbbauberechtigten, die Nieß-
braucher, die Dauerwohn- und Dau-
ernutzungsberechtigten und die In-
haber eines Wohnungsrechtes nach § 
1093 BGB.

§ 5 
Reinigungsarbeiten

Zur Erfüllung ihrer Reinigungs-
pflicht haben die Vorder- und Hin-
terlieger die öffentlichen Straßen 
innerhalb der in § 6 genannten Rei-
nigungsflächen zu reinigen. 

Sie haben dabei die Gehwege, die 
gemeinsamen Geh- und Radwege, 
die Radwege und die innerhalb der 
Reinigungsflächen befindlichen Teile 
der Fahrbahn (einschließlich der 
Parkstreifen) nach Bedarf

a) zu kehren und den Kehricht, 
Schlamm und sonstigen Unrat zu 
entfernen (soweit eine Entsorgung 
in üblichen Hausmülltonnen für Bi-
omüll, Papier oder Restmüll oder 
in Wertstoffcontainern möglich ist); 
entsprechendes gilt für die Entfer-
nung von Unrat auf den Grünstreifen. 
Im Herbst sind die Reinigungsar-
beiten bei Laubfall, soweit durch 
das Laub – insbesondere bei feuch-
ter Witterung – die Situation als ver-
kehrsgefährdend einzustufen ist, 
ebenfalls durchzuführen.

b) von Gras und Unkraut so-
wie Moos und Anflug von sonstigen 
Pflanzen zu befreien, soweit es aus 
Ritzen und Rissen im Straßenkörper 
wächst.

c) insbesondere nach einem Un-
wetter sowie bei Tauwetter, die Ab-
flussrinnen und Kanaleinläufe 
freizumachen, soweit diese innerhalb 
der Reinigungsfläche (§ 6) liegen. 

§ 6
Reinigungsfläche

(1) Die Reinigungsfläche ist der 
Teil der öffentlichen Straßen, der 
durch 

a) die gemeinsame Grenze des 
Vorderliegergrundstücks mit dem 
Straßengrundstück

b) die parallel zum Fahrbahnrand 
in einem Abstand von 0,5 m verlau-
fenden Linie 

innerhalb der Fahrbahn,
c) die von den Endpunkten der 

gemeinsamen Grenze aus senkrecht 
zur Straßenmittellinie verlaufenden 
Verbindungslinien

begrenzt wird.
(2) Bei einem Eckgrundstück gilt 

Absatz 1 entsprechend für jede öf-
fentliche Straße, an die das Grund-
stück angrenzt, einschließlich der 
gegebenenfalls in einer Straßenkreu-
zung liegenden Flächen.

§ 7
Gemeinsame Reinigungspflicht 

der Vorder- und Hinterlieger
(1) Die Vorderlieger tragen ge-

meinsam mit den ihnen zugeord-
neten Hinterliegern die Reinigungs-
pflicht für ihre Reinigungsflächen. 
Sie bleiben auch dann gemeinsam 
verantwortlich, wenn sie sich zur Er-
füllung ihrer Pflichten anderer Per-
sonen oder Unternehmer bedienen; 
das Gleiche gilt auch für den Fall, 
dass zwischen Vorder- und Hinterlie-
gern Vereinbarungen nach § 8 (Auf-
teilung der Reinigungsarbeiten) ab-
geschlossen sind. 

(2) Ein Hinterlieger ist dem Vor-
derlieger zugeordnet, über dessen 
Grundstück er Zugang oder Zu-
fahrt zu derselben öffentlichen Stra-
ße nehmen darf, an die auch das Vor-
derliegergrundstück angrenzt.

§ 8
Aufteilung der Reinigungsar-
beiten bei Vorder- und Hinter-

liegern
(1) Es bleibt den Vorder- und Hin-

terliegern überlassen, die Aufteilung 
der auf sie treffenden Arbeiten un-
tereinander durch Vereinbarung zu 
regeln. 

(2) Kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, so kann jeder Vorder- 
oder Hinterlieger eine Entscheidung 
der Gemeinde über die Reihenfolge 
und die Zeitdauer, in der sie ihre Ar-
beiten zu erbringen haben, beantra-
gen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten 
Vorder- und Hinterlieger hinsicht-
lich der Flächen wesentlich, kann 
die Entscheidung beantragt werden, 
dass die Arbeiten nicht in gleichen 
Zeitabständen zu erbringen sind, 
sondern dass die Zeitabschnitte in 
demselben Verhältnis zueinanderste-
hen, wie die Grundstücksflächen.

Sicherung der Gehbahnen im 
Winter

§ 9 
Sicherungspflicht

(1) Zur Verhütung von Gefahren 
für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz haben die Vorder- und 
Hinterlieger die in § 11 bestimm-
ten Abschnitte der Gehbahnen (Si-
cherungsfläche) der öffentlichen 
Straßen, die an ihr Grundstück an-
grenzen oder ihr Grundstück mittel-
bar erschließen, auf eigene Kosten in 
sicherem Zustand zu erhalten. 

(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 
5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die 
Sicherungspflicht besteht für alle öf-

fentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) inner-
halb der geschlossenen Ortslage (§ 2 
Abs. 3). 

§ 10

Sicherungsarbeiten

(1) Die Vorder- und Hinterlieger 
haben die Sicherungsfläche an Werk-
tagen ab 7 Uhr und an Sonn- und 
gesetzlichen Feiertagen ab 8 Uhr von 
Schnee zu räumen und bei Schnee-, 
Reif- oder Eisglätte mit geeigneten 
abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, 
Splitt), nicht jedoch mit Tausalz oder 
ätzenden Mitteln zu bestreuen oder 
das Eis zu beseitigen. Bei besonderer 
Glättegefahr (z. B. an Treppen oder 
starken Steigungen) ist das Streuen 
von Tausalz zulässig. Diese Siche-
rungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr 
so oft zu wiederholen, wie es zur Ver-
hütung von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, Eigentum oder Besitz er-
forderlich ist. 

(2) Der geräumte Schnee oder die 
Eisreste (Räumgut) sind neben der 
Gehbahn so zu lagern, dass der Ver-
kehr nicht gefährdet oder erschwert 
wird. Abflussrinnen, Hydranten, Ka-
naleinlaufschächte und Fußgänge-
rüberwege sind bei der Räumung 
freizuhalten. 

§ 11 

Sicherungsfläche

(1) Sicherungsfläche ist die vor 
dem Vorderliegergrundstück inner-
halb der in § 6 genannten Reini-
gungsfläche liegende Gehbahn nach 
§ 2 Abs. 2.

(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Schlussbestimmungen

§ 12 

Befreiung und abweichende Re-
gelungen

(1) Befreiungen vom Verbot der 
Straßenverunreinigung nach § 3 ge-
währt die Gemeinde, wenn der An-
tragsteller die unverzügliche Reini-
gung besorgt. 

(2) In Fällen, in denen die Vor-
schriften dieser Verordnung zu einer 
erheblichen unbilligen Härte füh-
ren würden, die dem Betroffenen 
auch unter Berücksichtigung der öf-
fentlichen Belange und der Interes-
sen der übrigen Vorder- und Hin-
terlieger nicht zugemutet werden 
kann, spricht die Gemeinde auf An-
trag durch Bescheid eine Befreiung 
aus oder trifft unbeschadet des § 8 
Abs. 2 sonst eine angemessene Re-
gelung. Eine solche Regelung hat die 
Gemeinde auch zu treffen in Fällen, 
in denen nach dieser Verordnung auf 
Vorder- und Hinterlieger keine Ver-
pflichtung trifft. Die Entscheidung 
kann befristet, unter Bedingungen, 
Auflagen oder Widerrufsvorbehalt 
erteilt werden. 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG 
kann mit einer Geldbuße bis zu ein-
tausend Euro belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 eine öffentliche 
Straße verunreinigt oder verunreini-
gen lässt,

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 ob-
liegende Reinigungspflicht nicht er-
füllt,

3. entgegen den §§ 9 und 10 die 
Gehbahnen nicht oder nicht recht-
zeitig sichert.

§ 14

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung mit ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 
20 Jahre.

(2) Gleichzeitig tritt die Verord-
nung über die Reinhaltung, Reini-
gung und Sicherung der öffentli-
chen Straßen vom 15.12.2004 außer 
Kraft.

Tagmersheim, den 05.12.2018

Gemeinde Tagmersheim

Georg Schnell

Erster Bürgermeister


